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1 Einleitung 
 
Der Aufschwung in den Industrieländern hat im Verlauf 
des Jahres 2006 an Fahrt verloren, wobei das Welt-
wirtschaftswachstum weiterhin robust verläuft. Dabei 
zeigten sich zwischen den großen Wirtschaftsräumen 
unterschiedliche Tendenzen. Während sich die Auslas-
tung der gesamtwirtschaftlichen Kapazitäten in den 
USA und in Japan verringerte, festigte sich der Auf-
schwung in Europa zusehends.  
 
Die Europäische Kommission rechnet für 2006 mit ei-
nem Wirtschaftswachstum in der EU von 2,8 Prozent 
und im Euro-Gebiet von 2,6 Prozent. Deutschland hat 
nach ersten Ergebnissen wieder aufgeholt und liegt mit 
einer Zuwachsrate des Bruttoinlandsproduktes von real 
2,5 Prozent knapp unter dem Schnitt der EU-25. Im 
Vorjahr gehörte Deutschland mit nur 0,9 Prozent BIP-
Steigerung noch zu den Schlusslichtern der EU. 
 
Die ausschlaggebenden Faktoren für das verstärkte 
Wachstum in Europa sind ein ungebrochener Anstieg 
der Inlandsnachfrage, insbesondere bei den Investitio-
nen,  die im ersten Halbjahr aufs Jahr umgerechnet um 
6 Prozent anstiegen, sowie das anhaltend gute welt-
weite Wirtschaftswachstum. Die Ausgaben der 
Verbraucher nahmen infolge einer verbesserten Situa-
tion am Arbeitsmarkt schrittweise zu. Die Exporte wur-
den von der Weltwirtschaft gestützt.  
 
Für die hier untersuchte Entwicklung der Insolvenzen 
in Europa, Japan und den USA sind aber nicht nur 
konjunkturelle und finanzielle Begebenheiten Einfluss 
nehmend, sondern auch gesetzliche Rahmenbedin-
gungen und kulturelle Besonderheiten. Bereits zum 17. 
Mal untersucht Creditreform nachfolgend die Insol-
venzentwicklung in insgesamt 27 Ländern. 
 
 
 
 
 
 

g 

Breiter Aufschwung 
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2 Insolvenzen in Westeuropa im Jahre 2006 
2.1 Unternehmensinsolvenzen 
 
Die Zahl der Unternehmensinsolvenzen in den EU-17 
Staaten ist das zweite Mal in Folge rückläufig: Waren 
2005 noch insgesamt 154.510 Fälle zu beklagen, sank 
die Zahl im Jahresverlauf um 8,5 Prozent auf 141.448 
betroffene Unternehmen.  
 
Während die Unternehmensinsolvenzen in den Jahren 
2002 bis 2004 stetig auf mehr als 155.000 betroffene 
Betriebe zunahmen, ist seit dem Jahr 2004 ein rückläu-
figer Trend zu konstatieren. 
 
Tab. 1: Unternehmensinsolvenzen in Westeuropa 

 

g 2006 2005 2004 2003 2002 Veränderung 
2005/06 

in Prozent 
Belgien 7.455 7.878 7.836 7.593 7.222 - 5,4 

Dänemark 1.987 2.497 2.620 2.506 2.469 - 20,4 

Deutschland 31.300 36.850 39.270 39.470 37.620 - 15,1 

Finnland 2.350 2.278 2.385 2.769 2.885 + 3,2 

Frankreich 38.369 41.930 40.776 38.296 37.987 - 8,5 

Griechenland 520 580 577 480 489 - 10,3 

Großbritannien1 13.777 13.462 12.813 14.815 17.094 + 2,3 

Irland 296 327 321 346 379 - 9,5 

Italien2 15.900 17.150 17.500 16.000 16.000 - 7,3 

Luxemburg 634 682 665 655 695 - 7,0 

Niederlande 6.052 6.780 6.648 6.386 6.489 - 10,7 

Norwegen 1.913 2.175 2.683 3.084 2.603 - 12,0 

Österreich 6.854 7.136 6.328 5.643 5.281 - 4,0 

Portugal 3.400 3.300 3.123 2.980 2.092 + 3,0 

Schweden 5.264 5.865 6.588 7.099 6.892 - 10,2 

Schweiz 4.528 4.751 4.955 4.539 4.002 - 4,7 

Spanien 849 869 561 646 629 - 2,3 

Gesamt 141.448 154.510 155.649 153.307 150.828 - 8,5 

 
Aktuell weisen nur noch drei der betrachteten 17 Län-
der überhaupt steigende Insolvenzen auf – und bei 

                                                           
1 Aufgrund eines redaktionellen Versehens enthielt eine Teilauflage unserer  
  letztjährigen Analyse für das Jahr 2005 eine falsche Zahlenangabe  
  (10.344). 
2 Änderung der Datenquelle: Statt vom Justizministerium bezieht Creditre- 
  form Italien die Daten nun vom Handelsregister (natürliche Personen als  
  Gesellschafter werden hier ebenfalls in der Insolvenzstatistik geführt). 
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allen liegen die Steigerungsraten im moderaten einstel-
ligen Bereich. Den größten Anstieg der Unternehmens-
insolvenzen meldet Finnland mit einem Plus von 3,2 
Prozent auf 2.350 betroffene Unternehmen, gefolgt von 
Portugal mit 3.400 Unternehmensinsolvenzen, was 
einer Steigerung um 3,0 Prozent entspricht. Ebenfalls 
steigende Unternehmensinsolvenzen kommen aus 
Großbritannien. Hier meldeten im vergangenen Jahr 
13.777 Betriebe ihren wirtschaftlichen Zusammenbruch 
den Gerichten, was einem Zugang von 2,3 Prozent 
entspricht (Vorjahr: 13.462).  
 
Finnland ist ein hoch entwickeltes Industrieland, des-
sen BIP-Wachstum für 2006 mit 4,9 Prozent geschätzt 
wird. Die Wirtschaft entwickelte sich dank wachsen-
dem Außenhandel und breiter Binnennachfrage positiv. 
Die Arbeitslosenquote liegt derzeit bei 7,9 Prozent. Der 
Haushalt 2006 hat einen Umfang von 39,6 Mrd. Euro. 
Trotz der Einkommens- und Unternehmenssteuerre-
form von 2005 schließt das Budget immer noch mit 
einem geringen Haushaltsüberschuss ab. Die Finanz-
ausstattung der Kommunen verschlechtert sich wegen 
der Kostensteigerungen für die öffentlichen Dienstleis-
tungen (Gesundheit/Soziales). Die Insolvenzquote in 
Finnland liegt mit 97 Insolvenzen pro 10.000 existenten 
Unternehmen über dem EU-Durchschnitt von 65, wie 
Tabelle 2 zeigt.  
 
Auch Portugal gehört zu den wenigen Ländern, die 
eine leicht steigende Tendenz bei den Insolvenzen 
aufweisen, liegt mit 27 Insolvenzen pro 10.000 Unter-
nehmen aber deutlich unter dem EU-17 Schnitt. Portu-
gal macht derzeit eine Phase schwieriger wirtschaftli-
cher Entwicklung durch. Nach einer vorübergehenden, 
durch die Fußball-Europameisterschaft geförderten 
wirtschaftlichen Erholung im ersten Halbjahr 2004 
rutschte das Land in der zweiten Jahreshälfte wieder in 
eine Rezession. Im Jahr 2005 betrug das Wirtschafts-
wachstum nach vorläufigen Berechnungen nur 0,3 
Prozent. Für 2006 wird mit einem Wachstum des BIP 
von maximal 1,0 Prozent gerechnet.  Insbesondere die 
Arbeitslosigkeit wird nachhaltig ansteigen, da viele 
Unternehmen, etwa in der Textilbranche, deren Enga-
gement in Portugal in erster Linie auf den niedrigen 

Probleme am Rande Europas 
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Arbeitskosten beruhte, eine Verlagerung ihrer Produk-
tion in andere, billigere Länder angekündigt haben.  
Großbritanniens Wirtschaftswachstum für 2006 wird 
mit 2,6 Prozent veranschlagt. Die Dynamik der briti-
schen Volkswirtschaft wird wesentlich durch einen 
starken Dienstleistungssektor  geprägt. Insbesondere 
der Finanzsektor trägt überdurchschnittlich zum 
Wachstum bei. Die Abkühlung des hoch bewerteten 
privaten Immobilenmarktes (siehe hierzu auch Kapitel 
5.2) ging zuletzt mit einer Abschwächung des Kon-
sums der Verbraucher einher. Trotz der leichten Zu-
nahme der Unternehmensinsolvenzen in Großbritan-
nien liegt das Land mit einer Insolvenzquote von 69 
Insolvenzen pro 10.000 Unternehmen im EU-
Durchschnitt.  
 
Tab. 2: Insolvenzquoten in den einzelnen westeuropäischen 
 Ländern 
 

g Insolvenzen je 10.000 
Unternehmen 

Spanien 3 

Griechenland 7 

Italien 26 

Portugal 27 

Irland 30 

Norwegen 60 

Großbritannien 69 

Finnland 97 

Schweden 99 

Belgien 105 

Deutschland 106 

Dänemark 109 

Niederlande 124 

Schweiz 135 

Frankreich 149 

Österreich 190 

Luxemburg 239 

Gesamt 65 

 
Den deutlichsten Rückgang der Unternehmensinsol-
venzen zeigt mit minus 20,4 Prozent Dänemark. Muss-
ten im vergangenen Jahr noch knapp 2.500 Unter-
nehmen den Gang zum Insolvenzrichter antreten, sind 

Relative Insolvenz- 
betroffenheit 
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es 2006 nur noch knapp 2.000 Unternehmen (das ent-
spricht in etwa dem Insolvenzaufkommen der Stadt 
Köln mit insgesamt 1.800). Dänemark liegt bei den 
wichtigsten Wirtschaftskennzahlen in der europäischen 
Spitzengruppe und befindet sich momentan in einer 
Boomphase. Noch vor wenigen Jahren war das 
Wachstum eher gering, seit 2003 hat es an Fahrt ge-
wonnen und beträgt 2006 2,7 Prozent. Die Arbeitslo-
sigkeit hat stark abgenommen und ist auf dem nied-
rigsten Stand seit 30 Jahren. 2006 sind nur noch 
127.000 Menschen arbeitslos, das entspricht 4,4 Pro-
zent der Erwerbspersonen. Die dänische Volkswirt-
schaft beklagt in einem zunehmenden Maße den Man-
gel an Arbeitskräften, insbesondere an Fachkräften. 
Dänemark hat das System der so genannten "Flexicu-
rity" (flexibiliy + security) entwickelt, der Arbeitsmarkt 
ist einer der beweglichsten in Europa. So gibt es zum 
Beispiel fast keinen Kündigungsschutz, während der 
Staat gleichzeitig seine Bürger mit hohen Sozialleis-
tungen absichert. 
 
Auf Platz zwei der Länder mit den am deutlichsten 
rückläufigen Unternehmensinsolvenzen liegt Deutsch-
land. Um 15,1 Prozent ging die Zahl der Konkurse im 
Jahresverlauf zurück. Insgesamt meldeten im vergan-
genen Jahr 31.300 Betriebe ihren wirtschaftlichen Zu-
sammenbruch, im Jahr zuvor waren es noch 36.850 
Unternehmen. Mit 106 Insolvenzen pro 10.000 aktiven 
Unternehmen liegt Deutschland aber nach wie vor  
über dem EU-17-Schnitt von 65 Insolvenzen pro 
10.000 Unternehmen (Näheres dazu im Kapitel 5.1).  
 
Platz drei der Länder mit den deutlichsten Rückgängen 
bei den Unternehmensinsolvenzen belegt mit Norwe-
gen erneut ein skandinavisches Land. Um 12,0 Pro-
zent nahm das Insolvenzaufkommen im Jahresverlauf 
ab – aktuell meldeten 1.913 Betriebe Konkurs an 
(2005: 2.175). Auch insgesamt liegt das Insolvenzauf-
kommen mit 60 Konkursen pro 10.000 Unternehmen 
unter dem europaweiten Durchschnitt. Die norwegi-
sche Volkswirtschaft unterscheidet sich grundlegend 
von anderen europäischen Volkswirtschaften. Inner-
halb einer Generation hat Norwegen als Folge der Er-
schließung der Öl- und Gasreserven einen wirtschaftli-

Deutschland stabilisiert sich 
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chen Quantensprung vollzogen. Aus einem der ärme-
ren westeuropäischen Länder wurde der weltweit dritt-
größte Ölexporteur mit Vollbeschäftigung, hohen Leis-
tungsbilanz- und Haushaltsüberschüssen sowie einem 
der höchsten Bruttoinlandsprodukte pro Kopf (2005: 
51.500 Euro). Im Jahr 2006 avancierte Oslo zur teuers-
ten Hauptstadt der Welt. Unter Überspringung der 
Phase umfassender Industrialisierung entwickelt sich 
im Königreich eine Dienstleistungsgesellschaft, deren 
Wohlstand maßgeblich von einem einzigartigen Mix 
von Rohstoffen abhängt (Öl, Gas, Fisch, Holz). 
 
Die höchste relative Insolvenzbetroffenheit (Zahl der 
Unternehmen im Verhältnis zur Zahl der Insolvenzen) 
weisen die Länder Luxemburg (239 Insolvenzen pro 
10.000 Unternehmen), Österreich (190) und Frankreich 
(149) auf. Traditionell hat Spanien (3) die Spitzenposi-
tion im Insolvenzquotenranking, was aber weniger mit 
einer florierenden Wirtschaft als vielmehr mit einem 
nicht funktionierenden Insolvenzrecht für Kleinbetriebe 
zu erklären ist (siehe hierzu auch Kapitel 5.4).  
 
Mit 520 Insolvenzen insgesamt kommt Griechenland 
auf eine Insolvenzquote von 7 Fällen pro 10.000 aktive 
Unternehmen, liegt damit beträchtlich unter dem EU-
Durchschnitt und wird nur noch von Spanien überbo-
ten. Dieses sehr geringe Insolvenzaufkommen lässt 
darauf schließen, dass – ähnlich wie in Spanien – ins-
besondere Klein- und Kleinstunternehmen nicht das 
gesetzlich gebotene Verfahren in Anspruch nehmen, 
sondern sich mit ihren Gläubigern außergerichtlich 
einigen, bzw. den Geschäftsbetrieb einfach einstellen. 
Dasselbe gilt im Prinzip für die beiden nachfolgenden 
Mittelmeeranrainer Italien und Portugal. 
 
Die hohe Insolvenzquote in Schweden (99 Insolvenzen 
pro 10.000 Unternehmen) erklärt der schwedische Ö-
konom Klas Buttwill mit dem hohen Insolvenzanteil 
solcher Unternehmen, die keinerlei Beschäftigte auf-
weisen. Diese werden in den Statistiken anderer Län-
der in der Regel als Privatinsolvenz geführt. Dies er-
klärt auch die Tatsache, warum es in Schweden auffal-
lend wenig Privatinsolvenzen gibt (siehe dazu auch 
Kapitel 2.2). 

Kleingewerbe ohne Insolvenz 
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Die Insolvenzquote der EU-17-Staaten insgesamt sank 
im Jahresverlauf von durchschnittlich ehemals 77 auf 
65 ab.  
 
2.2 Privatinsolvenzen 
 
Während sich die Unternehmensinsolvenzen in West-
europa auf dem Rückzug befinden, entwickeln sich die 
Konkurse von natürlichen Personen in die entgegen-
gesetzte Richtung: Die Privatinsolvenzen in den Län-
dern, die ein Entschuldungsverfahren für Verbraucher 
institutionalisiert haben und ihre Zahlen veröffentli-
chen, haben im vergangenen Jahr deutlich um 30,7 
Prozent zugenommen. Insgesamt knapp 257.000 Pri-
vatpersonen meldeten 2006 ihren wirtschaftlichen 
Bankrott an und erstreben eine Entschuldung. Großbri-
tannien liegt mit einem Zuwachs von 47,2 Prozent an 
der Spitze, auf Platz zwei folgt bereits Deutschland mit 
einem Plus von 22,1 Prozent auf 121.800 Betroffene. 
Gegen den Trend stemmen sich die Niederlande (mi-
nus  2,5 Prozent), aber vor allem die beiden skandina-
vischen Länder Norwegen (minus 24,7 Prozent auf 
1.077 Betroffene) und Schweden (minus 15,4 Prozent 
auf 385 Betroffene). Dabei ist für Schweden allerdings 
die bereits im vorigen Kapitel erwähnte statistische 
Besonderheit zu beachten, die die geringe absolute 
Zahl der Privatinsolvenzen erklärt. Hinzu kommt, dass 
das schwedische Recht es bislang erlaubte, Anträge 
auf Entschuldung zurückzuweisen, wenn Anzeichen für 
eine verantwortungslose Kreditaufnahme durch den 
Schuldner erkennbar waren. „Bislang“ deshalb, weil 
das schwedische Konkursrecht zum 1.1.2007 eine 
Reformierung erfahren hat und im Zuge dessen der 
verbreiteten Kritik Rechnung getragen wurde, dass die 
für die Zurückweisung zuständige Behörde in Schwe-
den die Möglichkeit der Zurückweisung häufig aus „ge-
neralpräventiven Gründen“ nutzte. Diese Option wurde 
im neuen Insolvenzrecht abgeschafft.   
 
 
 
 
 
 

Boom der Privatinsolvenzen 
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Tab. 3: Privatinsolvenzen in Europa 

 

g 2006 2005 2004 Veränderung 
2005/06 

in Prozent 
Deutschland 121.800 99.720 78.990 + 22,1 

Großbritannien 116.929 79.426 48.105 + 47,2 

Niederlande 3.227 3.311 2.611 - 2,5 

Norwegen 1.077 1.431 1.614 - 24,7 

Österreich 7.583 6.462 5.627 + 17,3 

Schweden 385 455 406 - 15,4 

Schweiz 5.840 5.714 5.469 + 2,2 

Gesamt 256.841 196.519 142.822 + 30,7 

 
Auch bei den Privatinsolvenzquoten liegt Deutschland 
im europäischen Vergleich nach Großbritannien (20 
Insolvenzen pro 10.000 Einwohner) auf Platz zwei (15 
Insolvenzen pro 10.000 Einwohner). Im internationalen 
Vergleich liegt nur noch die Insolvenzquote der USA 
(19 Insolvenzen pro 10.000 Einwohner) höher als die 
deutsche.  
 
Tab. 4: Insolvenzquoten (Privatpersonen) in den einzelnen  
 westeuropäischen Ländern 
 

g Insolvenzen je 10.000 
Privatpersonen 

Schweden 0,4 

Niederlande 2 

Norwegen 2 

Schweiz 8 

Österreich 9 

Deutschland 15 

Großbritannien 20 

Gesamt 14 

 
Dass die Privatinsolvenzen trotz ihrer teils enormen 
Zunahmen nur die Spitze des Eisbergs der überschul-
deten Personen in Europa bilden, wird deutlich, wenn 
man sich die Überschuldungsquoten der einzelnen 
Länder vergegenwärtigt. Doch zunächst zur Definition: 
Überschuldung liegt in der Regel dann vor, wenn der 
Schuldner die Summe seiner fälligen Zahlungsver-
pflichtungen auch in absehbarer Zeit nicht begleichen 
kann und ihm zur Deckung seines Lebensunterhaltes 
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weder Vermögen noch Kreditmöglichkeiten zur Verfü-
gung stehen. 
 
Negativ-Spitzenreiter mit einer Überschuldungsquote 
(überschuldete Personen bezogen auf die Gesamtzahl 
der erwachsenen Einwohner in einem Land) von 12,7 
Prozent sind im internationalen Vergleich die USA 
(26,4 Millionen Personen) – gefolgt von Deutschland 
mit einer Überschuldungsquote von 10,7 Prozent (7,2 
Millionen Personen) und Großbritannien mit 7,6 Pro-
zent (3,6 Millionen Personen). Frankreich, Schweden 
und die Niederlande weisen Überschuldungsquoten 
zwischen drei und vier Prozent auf.  
 
Die – auch im internationalen Vergleich – sehr hohe 
Überschuldungsquote Deutschlands ist umso bedenk-
licher, wenn man sich vor Augen führt, dass sowohl 
Großbritannien als auch die USA für das Modell der 
„open credit economy“ stehen, in der der Konsumen-
tenkredit als Instrument verstanden wird, das den 
Wohlstand des Verbrauchers fördert und zu dem er 
möglichst ungehinderten Zugang haben muss. Das 
Konkursverfahren dient nach diesem Verständnis da-
zu, die Funktionsfähigkeit des Marktes wiederherzu-
stellen. Aus diesem Grund sind auch die Wohlverhal-
tensperioden beider Länder (siehe Tabelle 5) ver-
gleichsweise kurz. Der gewährte Schuldenerlass ist 
wiederum Voraussetzung für die gewünschte erneute 
Teilnahme der Person am Geld- und Kreditmarkt.  
 
Tab. 5.: Dauer bis zur Restschuldbefreiung im  

Ländervergleich 
 

g Verfahrensdauer / Zeitpunkt 
der Restschuldbefreiung 

Deutschland 6 Jahre 

USA Verfahrensende nach rund zwei Monaten 

Großbritannien spätestens nach 12 Monaten 

Frankreich nach maximal 24 Monaten 

Schweden 
 

5-jähriges Verfahren, Verkürzung nach  
Einzelfallprüfung 

Niederlande 
 

mindestens 3-jähriger bis maximal 5-jähriger  
Zahlungsplan 

Quelle: Schuldenreport 2006 

 

Warten auf die  
Restschuldbefreiung 
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Schweden und die Niederlande, aber eben auch 
Deutschland sind dagegen stärker dem Wohlfahrts- 
und Sozialstaatsgedanken verbunden. In beiden Län-
dern genießt der Schutz des Individuums bei unver-
schuldeten ökonomischen und sozialen Krisen grund-
sätzlich Vorrang vor der Marktregulierung.  
 
Von Überschuldung betroffen sind vor allem allein le-
bende bzw. allein erziehende Personen mit niedrig 
dotierten Beschäftigungsverhältnissen oder ohne Be-
schäftigungsverhältnis. Dennoch gibt es zwischen den 
einzelnen Ländern teilweise deutliche Unterschiede in 
der Struktur des sozialen Hintergrundes der über-
schuldeten Privatpersonen. So liegt die durchschnittli-
che Schuldenhöhe in Schweden mit 50.000 Euro sehr 
hoch, während sie in den Niederlanden mit 17.000 
Euro vergleichsweise gering ausfällt. In Deutschland 
hat die Mehrheit der überschuldeten Privathaushalte in 
den neuen Bundesländern Schulden unter 10.000 Euro 
– in den alten Bundesländern haben sich mehrheitlich 
Schulden zwischen 10.000 und 25.000 Euro ange-
sammelt. In Großbritannien liegt die durchschnittliche 
Schuldenhöhe bei 26.800 Pfund. Auch das verfügbare 
Einkommen zeigt teilweise deutliche Unterschiede: So 
stehen den Betroffenen in Großbritannien durchschnitt-
lich 945 Euro zur Verfügung, in den Niederlanden sind 
es knapp 1.000 Euro, in Schweden 1.500 Euro und in 
den USA 1.540 bis 1.925 Euro. 
 
Die Ursachen für Überschuldung unterscheiden sich in 
den betrachteten Ländern nur wenig voneinander. Ins-
besondere Arbeitslosigkeit, Scheidung, Krankheit (Be-
rufs- bzw. Erwerbsunfähigkeit) und zu hohe Kreditver-
pflichtungen im Verhältnis zum Einkommen können als 
die Hauptgründe für ein „Hinübergleiten“ von der wirt-
schaftlich gewollten Verschuldung in die Überschul-
dung ausgemacht werden.   
 
Für die USA und Großbritannien sind Besonderheiten 
in der Verfahrensstruktur festzuhalten: Vor allem in den 
USA, aber auch im Vereinigten Königreich, wirken sich 
eine Erkrankung und die mit der medizinischen Be-
handlung und Rehabilitation verbundenen Kosten, die 

Unterschiedliche  
Schuldenhöhen 
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die Bürger in diesen Ländern häufig ganz oder teilwei-
se aus der eigenen Tasche aufbringen müssen, als 
bedeutsam für die Überschuldung aus. Nach einer im 
Februar 2005 veröffentlichten Studie der Harvard Uni-
versität bildeten medizinische Behandlungskosten in 
46,2 Prozent der insolventen Privathaushalte den  
(Mit-)Auslöser für das Konkursverfahren.  
 
Zudem haben Kreditkartenschulden in den USA eine 
größere Bedeutung als in Deutschland. 2003 hatte in 
den USA jeder Karteninhaber einen offenen Saldo von 
durchschnittlich 8.500 Dollar. Sie führen durch meist 
nur den monatlichen Mindestzahlungen entsprechende 
Tilgungen (2 bis 3 Prozent der Kreditsumme) zu einer 
„Explosion“ der Kreditkartenschulden. Ein offener Kre-
ditkartensaldo von 3.000 Pfund, der mit einem für 
Großbritannien typischen Kreditkartenzins von 17,9 
Prozent verzinst wird, wäre bei einer zweiprozentigen 
Tilgung erst in 40 Jahren ausgeglichen (einschließlich 
Zinsen und Verspätungszuschlägen). 
 
Die USA und Großbritannien weisen einen so genann-
ten zweiten Kreditmarkt auf. Dieses „weitgehend un-
reglementierte Marktsegment“ ist durch eine deutlich 
schwächere Finanzaufsicht und Lücken beim Schutz 
vor Wucherzinsen entstanden. Hauptkundengruppe 
sind einkommensschwache Haushalte ohne Zugang 
zu den „guten Produkten“ des ersten Kreditmarkts. Sie 
erhalten über den zweiten Markt zwar überhaupt Geld, 
allerdings mit zum Teil extrem hohen Zinsen. Zinssätze 
bei Pfandhäusern in den USA zwischen 30 und 300 
Prozent sind dabei die Regel. Unseriöse Geldverleiher 
in Großbritannien verlangen Zinssätze von 100 bis zu 
500 Prozent. 
 
Die kurzen Phasen vor der Restschuldbefreiung insbe-
sondere in Frankreich und Großbritannien haben findi-
ge Unternehmer auf überraschende Geschäftsideen 
gebracht. Grund ist ein Beschluss des Bundesge-
richtshofes aus dem Jahre 2001 in dem es sinngemäß 
heißt, dass eine in einem EU-Mitgliedsland erworbene 
Restschuldbefreiung auch im Inland anzuerkennen sei. 
Der Vorteil liegt auf der Hand: Restschuldbefreiung 
nach 18-24 Monaten anstelle von 6 Jahren. Knack-

Freie Bahn für Wucher 
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punkt ist allein, dass sich etwa ein französisches Ge-
richt als zuständig für die Restschuldbefreiung erklären 
muss. Und das tut es nur, wenn der „Mittelpunkt des 
Lebensinteresses“ zum Zeitpunkt der Antragsstellung 
in Frankreich lag. Heißt also: Wohnung oder Arbeits-
stätte in Frankreich und permanenter Aufenthaltsort 
(mindestens sechs Monate) dort. Mangels Meldefrist 
muss in Frankreich der Beweis des permanenten Auf-
enthalts durch Vorlage von Mietzahlungen, Telefon-, 
Heizkosten- oder Stromabrechnungen geführt werden.  
Detaillierte Informationen zu den rechtlichen Voraus-
setzungen kann man sich unter der Internet-Adresse 
www.firma-ausland.de zum Preis von 149 Euro bestel-
len. Das so genannte „Infopaket FranzInso inklusive 
Sonderdienste“ wie Wohnungsangebote zufaxen, poli-
zeiliche Anmeldung etc. kostet 990 Euro.  
 
3 Finanzierung 
 
Das ifo-Institut untersuchte in einem Bericht den Zu-
sammenhang zwischen der unterschiedlichen Höhe 
von Unternehmensinsolvenzen im Ländervergleich. Ein 
Ansatzpunkt bestand darin, das unterschiedliche Ni-
veau auf die nationale Insolvenzgesetzgebung zurück-
zuführen. Dabei muss beachtet werden, dass das In-
solvenzrecht weit mehr beeinflusst, als nur den gere-
gelten Marktaustritt an sich. Auch wichtige Aspekte des 
Unternehmensverhaltens allgemein sind von der Insol-
venzgesetzgebung beeinflusst, wie etwa die Wahl der 
Rechtsform oder die Finanzierung von Projekten 
(durch Eigen- oder Fremdkapital).  
 
Grob kann man Insolvenzgesetze in zwei Kategorien 
unterteilen, nämlich eher schuldnerfreundliche Gesetze 
und eher gläubigerfreundliche. Schuldnerfreundliche 
Gesetze sorgen für eine höhere Anzahl von Insolven-
zen, weil sie Eigentumsrechte etablieren, die für den 
Schuldner von Vorteil sind. Daher dürfte ein Unter-
nehmen bei einer schuldnerfreundlichen Gesetzge-
bung weniger Anreize haben, eine Insolvenz zu ver-
meiden, und ein insolventes Unternehmen könnte häu-
figer die existierenden  offiziellen Regeln nutzen, die in 
gewisser Weise auf „seiner“ Seite stehen, als sich au-
ßerhalb mit den Gläubigern zu einigen.  

g 

Insolvenzrecht und Zahl der 
Insolvenzen 
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Die „procédure de redressement judiciaire“ in Frank-
reich gilt als ein sehr schuldnerfreundliches Verfahren. 
Entsprechend ist auch das hohe Aufkommen der Un-
ternehmensinsolvenzen zu erklären. Auf der anderen 
Seite steht etwa Großbritannien mit dem „Administrati-
ve receivership“, der als ein gläubigerfreundliches Ge-
setz eingestuft wird. Diese These wird untermauert 
durch die – im Vergleich zu den meisten anderen EU-
Staaten – geringe Anzahl an Unternehmensinsolven-
zen.  
 
Dass allerdings die Quoten ausstehender Forderungen 
und Kredite bei einer schuldnerfreundlichen Insolvenz-
gesetzgebung per se niedriger seien als bei einer 
gläubigerfreundlichen, ist nur eine auf den ersten Blick 
plausible Vorstellung, konstatiert das ifo. Denn Gläubi-
ger sind grundsätzlich in der Lage, ihr Kreditvergabe-
verhalten den gesetzlichen Insolvenzbestimmungen 
anzupassen. So sind in Frankreich die Außenstände 
des Unternehmens besonders wichtig. Alle anderen 
Vermögenswerte stehen im Zweifelsfalle den Insol-
venzgerichten zur Verfügung und können von ihnen 
auch unterhalb des Höchstgebotes verkauft werden – 
mit dem Ziel der Sicherung der Beschäftigung. Infolge-
dessen haben Frankreichs Banken ihr Kreditvergabe-
verhalten an das schuldnerfreundliche Umfeld ange-
passt und verlangen – im Vergleich zu Deutschland 
und Großbritannien – mehr Sicherheit pro Euro Schuld 
und wählen auch andere Sicherheiten.  
 
Die Kreditfinanzierung über Banken ist sowohl in 
Deutschland als auch im restlichen Westeuropa nach 
wie vor Finanzierungsquelle Nummer eins. Dennoch 
erlangen alternative Finanzierungsmittel – etwa Lea-
sing und Factoring – zunehmend an Bedeutung, was 
hauptsächlich daran liegt, dass die Eigenkapitalaus-
stattung eines Unternehmens durch die flächende-
ckende Anwendung von Ratingverfahren  der Banken 
und Sparkassen bei der Kreditvergabe eine immer 
wichtigere Rolle für den Kreditzugang und die Kredit-
konditionen spielt.  
 
Leasing und Factoring wird das Potenzial zugeschrie-
ben, sich neben den klassischen Finanzierungsformen 

Insolvenzrecht: schuldner- 
oder gläubigerfreundlich 
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der Innen- und Kreditfinanzierung zu den wichtigsten 
alternativen Finanzierungsformen zu entwickeln. Lea-
sing ist eine Finanzierungsform für Investitionsgüter, 
bei der das Investitionsobjekt von einer Leasinggesell-
schaft angeschafft und anschließend an den eigentli-
chen Nutzer gegen Zahlung eines regelmäßigen Ent-
geltes überlassen wird. Leasing basiert auf dem Prin-
zip, dass nicht das Eigentum eines Gutes, sondern 
dessen Nutzung wirtschaftlich entscheidend ist. Hinzu 
kommt, dass der Leasinggeber im Falle der Insolvenz 
des Leasingnehmers ein Aussonderungsrecht an der 
Sache hat, da sie nicht im Eigentum des Leasingneh-
mers steht und somit nicht zur Masse gehört. In 
Deutschland wuchs das Leasing-Neugeschäft um jah-
resdurchschnittlich 5 Prozent. Im europäischen Ver-
gleich liegt Deutschland mit seinem Leasing-
Neugeschäft von 51 Mrd. Euro und einem Marktanteil 
von 19 Prozent im Jahr 2005 nur knapp hinter Großbri-
tannien (56 Mrd. Euro und 21 Prozent Marktanteil) auf 
Platz zwei. Es folgen Italien (43 Mrd. Euro) und Frank-
reich (29 Mrd. Euro).  
 
Beim Factoring veräußert das Factoring nutzende Un-
ternehmen typischerweise Forderungen aus Lieferun-
gen und Leistungen vor Fälligkeit an den Factor. Der 
Factor kauft die Forderungen zunächst mit einem Ab-
schlag an, so fließt dem Unternehmen etwa 80 bis 90 
Prozent des Nominalbetrages zu. Das Unternehmen 
kann sich Liquidität verschaffen und das Eigenkapital 
erhöhen. Im internationalen Vergleich ist – einer Studie 
der KfW zufolge – der Factoringmarkt in Deutschland 
immer noch vergleichsweise klein, obwohl er innerhalb 
der letzten 15 Jahre eine rasante Entwicklung hinge-
legt hat. Er erreichte im Jahr 2005 ein Umsatzvolumen 
von 55,1 Mrd. Euro und belegt mit einem Weltmarktan-
teil von gut 5 Prozent (Platz 6). Gemessen am BIP 
beträgt das Factoringvolumen hierzulande etwa 2,5 
Prozent, während der europäische Durchschnitt bei 8,5 
Prozent und der europäische Spitzenwert von Großbri-
tannien bei über 13 Prozent liegt. Neben der Tatsache, 
dass der deutsche Factoringmarkt im Volumen deutlich 
hinter dem europäischen Durchschnitt zurückbleibt, 
weist er weitere Unterschiede zu den weiter entwickel-
ten europäischen Märkten auf. So setzen hierzulande 

Liquidität schaffen 
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nur etwa 3.200 Unternehmen Factoring als Finanzie-
rungsinstrument  ein – das sind weniger als 0,1 Pro-
zent aller Unternehmen. In den anderen großen 
Volkswirtschaften in Europa (Frankreich, Großbritan-
nien und Italien) nutzen dagegen zwischen 3 und 5 
Prozent aller Unternehmen Factoring. Auch hinsichtlich 
der Größe der Unternehmen gibt es Unterschiede: So 
beträgt der durchschnittliche Factoringumsatz pro 
Kunde in Deutschland 17 Mio. Euro (2005), während er 
in Großbritannien, Italien und Frankreich mit durch-
schnittlich etwa 1,7 Mio. Euro (Stand: 2002) wesentlich 
geringer ist. 
 
Tab. 6: Zahlungsverhalten in Europa in Tagen 

 

g Zahlungs- 
ziele 

Zahlungs- 
verzug 

Gesamt 

Italien 67 (67) 23 (22) 90 (89) 

Frankreich 43 (47) 12 (11) 55 (58) 

Großbritannien 34 (33) 18 (21) 52 (54) 

Belgien 34 (35) 13 (15) 47 (50) 

Schweiz 24 (25) 16 (18) 40 (43) 

Österreich 29 (29) 10 (12) 39 (41) 

Niederlande 25 (25) 14 (15) 39 (40) 

Deutschland 25(26) 14 (14) 39 (40) 

Schweden 28 (28) 9 (  9) 37 (37) 

( ) = 2005 

 
Ein weiterer Faktor, der die Unterschiede im Ausmaß 
der Unternehmensinsolvenzen erklären könnte, ist das 
allgemeine Zahlungsverhalten. Denn je länger ein Un-
ternehmen auf seine Außenstände warten muss, desto 
größer ist das Risiko der eigenen Illiquidität, sofern 
nicht Eigenmittelpuffer zur Überbrückung der finanziel-
len Lücke zur Verfügung stehen.  
 
Traditionell warten die Unternehmer in Italien am 
längsten auf ihr Geld. Genau drei Monate mussten 
italienische Unternehmer 2006 im Durchschnitt über-
brücken, bis der Zahlungseingang seinen Empfänger 
erreichte. Im Jahr zuvor waren es noch 89 Tage und 
2004 noch 87.  
 

Forderungs- und  
Zahlungsausfälle 
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Vorbildlich agieren hingegen die Schweden: Innerhalb 
von 37 Tagen erhalten die Unternehmen dort ihre Leis-
tungen bezahlt (Vorjahr: 37). 
 
Auch in Deutschland verbessert sich das Zahlungsver-
halten langsam: Aktuell werden Rechnungen durch-
schnittlich nach 39 Tagen bezahlt – im letzten Jahr 
waren es noch 40 Tage, und im Jahr 2004 erreichten 
Zahlungen erst nach 42 Tagen ihren Empfänger.    
 
4 Konjunktur und Insolvenzen 
 
„Nach Jahren enttäuschender Ergebnisse wird die 
Wirtschaft der Europäischen Union 2006 einen seit 
zehn Jahren nicht mehr erreichten Aufschwung neh-
men und 2007 und 2008 etwa dem Potenzialwachstum 
entsprechend weiter zulegen. Daran zeigt sich deutlich 
der Nutzen der Wirtschaftsreformen und der Haus-
haltskonsolidierungen vor dem Hintergrund einer star-
ken Weltwirtschaft, was die Mitgliedsstaaten dazu er-
muntern sollte, den eingeschlagenen Weg weiterzuver-
folgen, denn nur so lassen sich ein starkes und sich 
auf eine breitere Basis stützendes Wirtschaftswachs-
tum und mehr Arbeitsplätze erzielen.“, erklärte das bei 
der Europäischen Kommission für Wirtschafts- und 
Währungsangelegenheiten zuständige Kommissions-
mitglied  Joaquín Almunia. Die Zahl der Beschäftigten 
nahm im Jahr 2006 denn auch deutlich zu, was zum 
einen auf die günstigen Strukturreformen, aber auch 
auf ein wieder gewonnenes Vertrauen in die Wirtschaft 
zurückzuführen ist. Nach ihrem Höchststand von 9 
Prozent im Jahr 2004 sowohl in der EU als auch im 
Euro-Raum sank die Arbeitslosenquote 2006 auf etwa 
8 Prozent. Parallel dazu sank – auch aufgrund der 
rückläufigen Insolvenzentwicklung – die Zahl der insol-
venzbedingten Arbeitsplatzverluste das dritte Jahr in-
folge auf 1,4 Millionen Betroffene (Vorjahr: 1,5 Millio-
nen).  
 
 
 
 
 
 

g 
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Tab. 7: Insolvenzbedingte Arbeitslosigkeit in Europa 

 

g Arbeitsplatzverluste 
(in Millionen) 

1999 1,4 

2000 1,1 

2001 1,4 

2002 1,6 

2003 1,7 

2004 1,6 

2005 1,5 

2006 1,4 

 
Die Häufigkeit von Insolvenzfällen hängt nicht nur von 
den konjunkturellen Gegebenheiten, sondern auch 
etwa von der durchschnittlichen Größe der Unterneh-
men, von der Größenverteilung, von den zur Verfü-
gung stehenden Rechtsformen und von der Branchen-
struktur ab.  
 
Die Branchenstruktur der Insolvenzen der hier betrach-
teten acht Länder ist bemerkenswert ähnlich. Das Ver-
arbeitende Gewerbe weist in allen Ländern die nied-
rigste Betroffenheit auf und reduzierte seinen Anteil im 
Durchschnitt aller Länder im Jahresverlauf noch einmal 
um 1,4 Prozentpunkte auf 9,1 Prozent.  
 
Tab. 8: Anteil der einzelnen Hauptwirtschaftsbereiche in 
 Europa 2006 (Durchschnitt) 
 

g Insolvenzanteil 

Verarbeitendes Gewerbe   9,1 (10,5) 

Bau 22,2 (20,2) 

Handel 33,4 (33,2) 

Dienstleistungen 35,3 (36,1) 

Angaben in Prozent, ( ) = 2005 

 
Wie auch schon in den Jahren zuvor, stellen die 
Dienstleistungsbetriebe den größten Anteil am Insol-
venzaufkommen, obwohl sich die Zahl binnen Jahres-
frist um 0,8 Prozentpunkte auf 35,3 Prozent reduzierte. 
Zu beachten ist, dass das Gastgewerbe (Horeca) – 
anders als in der deutschen Analyse – zum Handel 
gerechnet wurde, einfach weil die meisten europäi-

Ähnliche Branchenstrukturen 
in den Ländern 
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schen Länder nach dieser Methode verfahren. Das 
Baugewerbe zählt – in anderen Ländern boomend – 
nicht zu den am stärksten betroffenen Wirtschaftsbe-
reichen, obwohl diese Branche einen Zuwachs des 
Insolvenzanteils verzeichnet. Aktuell kommen 22,2 
Prozent (Vorjahr: 20,2 Prozent) der Konkurse aus dem 
Baugewerbe. Gut ein Drittel (33,4 Prozent; Vorjahr: 
33,2 Prozent) der Insolvenzen ist dem Handel zuzu-
schreiben.  
 
Tab. 9: Insolvenzen in den Hauptwirtschaftsbereichen 2006 

 
g Verarb. 

Gewerbe 
Bau Handel * Dienst- 

leistung 
Belgien 6,7 (  8,1) 13,4 (14,7) 53,1 (53,9) 26,7 (23,3)

Dänemark 5,8 (11,9) 12,9 (15,5) 45,6 (38,1) 35,7 (34,5)

Deutschland 11,0 (10,9) 19,3 (21,1) 30,1 (29,2) 39,6 (38,8)

Finnland 13,5 (15,0) 21,8 (19,9) 28,5 (30,4) 36,2 (34,7)

Frankreich 9,1 (  8,9) 24,0 (21,4) 33,4 (35,0) 33,5 (34,8)

Großbritannien 7,6 (17,3) 27,6 (24,0) 29,6 (22,1) 35,2 (36,6)

Niederlande 6,9 (11,5) 10,8 (13,3) 27,0 (29,5) 55,3 (45,7)

Norwegen 6,1 (10,1) 21,7 (11,0) 39,5 (47,4) 32,7 (31,5)

*) inklusive Horeca, Angaben in Prozent, ( ) = 2005 

 
Im Vergleich der acht Länder stellt Finnland mit 13,5 
Prozent (Vorjahr: 15,0 Prozent) den größten Anteil an 
Insolvenzen aus dem Verarbeitenden Gewerbe. In 
Dänemark dagegen kommen lediglich 5,8 Prozent 
(Vorjahr: 11,9 Prozent) der Insolvenzen aus dem In-
dustriebereich.  
 
Bei allen betrachteten Ländern rangieren die Bauinsol-
venzen auf dem zweitniedrigsten Rang. In Großbritan-
nien stellen sie 27,6 Prozent (Vorjahr: 24,0 Prozent) 
der Konkurse. Dagegen kommt in den Niederlanden 
nur jede zehnte Insolvenz aus diesem Bereich (10,8 
Prozent; Vorjahr: 13,3 Prozent). 
 
Beim Handel fallen die Insolvenzanteile in den einzel-
nen Ländern deutlicher auseinander. So kommt in Bel-
gien mehr als jede zweite Insolvenz aus dem Handel 
(53,1 Prozent; Vorjahr: 53,9 Prozent); in den Nieder-
landen hingegen machen die Handelskonkurse noch 

Industrie mit nur wenigen 
Insolvenzen 
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nicht mal ein Drittel der Gesamtinsolvenzen aus (27,0 
Prozent; Vorjahr: 29,5 Prozent).  
 
Der Dienstleistungssektor stellt in Deutschland, Finn-
land, Frankreich, Großbritannien und den Niederlan-
den den größten Anteil am Insolvenzgeschehen. Allen 
voran stehen die Niederlande. Hier sind 55,3 Prozent 
(Vorjahr: 45,7 Prozent) der Insolvenzen dem Dienst-
leistungsbereich zuzuordnen.   
 
5 Länderberichte 
5.1 Deutschland 
 
Wenngleich bei den Gesamtinsolvenzen in Deutsch-
land ein neuer Höchststand für das Jahr 2006 zu kons-
tatieren ist (153.100 Fälle im Vergleich zu 136.570 aus 
dem Jahr 2005), haben sich doch die Unternehmens-
insolvenzen mit einer Abnahme um 15,1 Prozent auf 
31.300 betroffene Betriebe deutlich rückläufig entwi-
ckelt. Ursache ist zum einen die endlich angesprunge-
ne Konjunktur, die mittlerweile auch verstärkt von der 
Inlandsentwicklung getragen wird, so dass auch kleine 
Unternehmen profitieren. Zum anderen fällt aber auch 
die Zinsentwicklung verbunden mit einem gelockerten 
Kreditvergabeverhalten der Banken ins Gewicht.  
 
Die Insolvenzen von Privatpersonen entwickeln sich 
hingegen in die gegenläufige Richtung: Um 22,1 Pro-
zent stiegen die Pleiten von Verbrauchern, ehemals 
selbstständig Tätigen, überschuldeten Nachlässen, 
Stiftungen und Vereinen auf ein noch nie da gewese-
nes Niveau von 121.800 Fällen an. 
 
Tab. 10: Insolvenzen in Deutschland 

 

g 2006 2005 Veränder. in %

Gesamt 153.100 136.570 + 12,1 

Unternehmen   31.300   36.850 - 15,1 

Privatpersonen 121.800   99.720 + 22,1 

 
Die Unternehmensinsolvenzen sind in Ostdeutschland 
stärker rückläufig als im Westen. Während in den neu-
en Bundesländern die Zahl der Zusammenbrüche um 
17,3 Prozent auf 7.300 Betriebe reduziert werden 

g 
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konnte, ist in den alten Bundesländern ein Rückgang 
auf 24.000 Unternehmensinsolvenzen zu verzeichnen 
(minus 14,3 Prozent).  
 
Die Schäden, die insolvente Unternehmen der Volks-
wirtschaft zufügen, belaufen sich für dieses Jahr auf 
31,1 Mrd. Euro. Damit liegt das Schadensniveau unter 
dem des Vorjahres von 37,5 Mrd. Euro. Auch die Zahl 
der von der Insolvenz ihres Arbeitgebers betroffenen 
Arbeitnehmer ist rückläufig: Beliefen sich die Gesamt-
arbeitsplatzverluste im letzten Jahr noch auf 563.000 
Betroffene, sind es aktuell nur noch 473.000 Arbeit-
nehmer, deren Arbeitsplatz in akuter Gefahr ist (minus 
16,0 Prozent). 
 
5.2 Großbritannien 
 
Während die Zahl der Unternehmensinsolvenzen in 
Großbritannien nur moderat um 2,3 Prozent im Jah-
resverlauf anstieg, ist bei den Privatpersoneninsolven-
zen ein neuer Rekord zu verzeichnen: Um ganze 47,2 
Prozent auf 116.929 Personen stieg die Zahl der 
Verbraucherkonkurse an.  
 
Tab. 11: Insolvenzen in Großbritannien 

 

g 2006 2005 Veränder. in %

Gesamt 130.706 92.888 + 40,7 

Unternehmen   13.777 13.462   + 2,3 

Privatpersonen 116.929 79.426 + 47,2 

 
Nach 15 Jahren Immobilienboom und Wirtschaftsauf-
schwung haben britische Haushalte insgesamt 1,3 
Billionen Pfund angehäuft. Grund war die verführeri-
sche Kombination aus niedrigen Zinsen und steigen-
den Immobilienpreisen. Knapp 70 Prozent der Briten 
leben in den eigenen vier Wänden und finanzieren sie 
durch Hypothekenverträge mit durchschnittlich nur drei 
bis fünf Jahren Laufzeit und variablen Zinsen. Mit jeder 
Leitzinssenkung der Bank of England in den vergan-
genen 15 Jahren verringerte sich also die Zahlungslast 
für den Hausbesitzer, sobald er einen neuen Vertrag 
aushandeln konnte. Gleichzeitig wuchs der Wert der 
Immobilie. Millionen Eigenheimbesitzer konnten die 
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Hände in den Schoß legen und immer noch Geld ver-
dienen. Das so Erworbene gaben sie aber nicht für die 
Rückzahlung der Kredite aus, sondern heizten den 
Konsum an. Mittlerweile, so der Analyst Matthew 
Czepliewicz von HSBC, „ist die Party allmählich vor-
über“. Anfang August  2006 hob die Bank of England 
die Leitzinsen auf 4,75 Prozent an (mittlerweile steht 
der Leitzins bei 5,25 Prozent), und schaut man weiter 
auf die hohen Weltmarktpreise für Öl und Gas, wird 
deutlich, dass die zunehmende Belastung der briti-
schen Haushalte für eine steigende Zahl von Verbrau-
chern den wirtschaftlichen Exitus bedeuten kann.   
 
Während die britischen Banken eine Gesetzesände-
rung des Enterprises Act aus dem Jahr 2004 für die 
Rekordzahlen der Verbraucherinsolvenzen verantwort-
lich machen, sind sie doch selber nicht ganz unschul-
dig an der Misere: Tatsächlich wurde die „Wohlverhal-
tensperiode“ in England auf nur ein Jahr verkürzt, um 
gerade Kleinunternehmern einen neuen Anfang zu 
ermöglichen. Auf der anderen Seite aber war es die 
Geschäftspolitik der Banken selbst, die zu einem Kre-
ditboom gerade bis zum Jahr 2003 führte. „Damals gab 
es hausinterne Memos, die alle Kundenberater dazu 
aufforderten, unsere Kreditprodukte an den Mann zu 
bringen“ erinnert sich ein Filialleiter der Barclays Bank.  
 
5.3 Italien 
 
Obgleich die Zahl der Unternehmensinsolvenzen in 
Italien im Jahresverlauf um 7,3 Prozent auf 15.900 
betroffene Unternehmen fiel, machten insbesondere 
die Quasi-Pleiten zweier staatlicher Verkehrsunter-
nehmen im letzten Jahr Negativschlagzeilen und ver-
deutlichen die Misswirtschaft der fünfjährigen Mitte-
Rechts-Regierung Silvio Berlusconis: Zum einen die 
der Fluglinie Alitalia und zum anderen die der italieni-
schen Bahn Ferrovie dello Stato (FS). Zwar hatte Alita-
lia im ersten Halbjahr 2006 die Zahl der Passagiere um 
über drei Prozent auf 11,7 Millionen gesteigert, 
zugleich erhöhte sich der operative Verlust aber auf 
131,8 Mio. Euro (Vorjahr: 83,8 Mio. Euro). Wegen der 
prekären Situation war die italienische Regierung, die 
knapp 60 Prozent an Alitalia hält, immer wieder mit 
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finanzieller Hilfe eingesprungen. Mitte November 2006 
ließ Mauro Moretti, Chef der für den Zugverkehr ver-
antwortlichen Tochter von FS, Trenitalia, verlauten: 
„Wir stehen vor dem Zusammenbruch“. Das Eisen-
bahndesaster überraschte in Italien niemanden, die FS 
verliert pro Tag 6 Mio. Euro, zum Jahresende lag der 
Verlust der Trenitalia bei 1,8 Mrd. Euro. Wie die Ret-
tung der Bahn vonstatten gehen soll, ist heftig umstrit-
ten: In Rom herrscht Sparzwang und Brüssel hat ein 
Wörtchen mitzureden, um sicherzustellen, dass die 
rettenden Kapitalspritzen nicht gegen EU-Regeln ver-
stoßen. 
 
Tab. 12: Unternehmensinsolvenzen in Italien 

 

g 2006 2005 Veränder. in % 

 15.900 17.150 - 7,3 

 
Am 17. Juni 2006 trat in Italien eine Reform des Insol-
venzrechtes in Kraft, in der insbesondere überkomme-
ne Vorstellungen wie der Verlust des aktiven und pas-
siven Wahlrechtes des Gemeinschuldners und das 
Verbot, öffentliche Ämter zu bekleiden, aufgegeben 
wurden. Expertenmeinungen zufolge ist der ganz gro-
ße Wurf jedoch nicht gelungen: So wurde auf eine Zu-
sammenführung der verschiedenen Verfahren verzich-
tet. Nach wie vor kennt das italienische Recht nur die 
Insolvenz des Unternehmers, und zwar nur der Han-
delsunternehmer. Ausdrücklich nicht insolvenzfähig 
sind öffentliche Körperschaften und Kleinunternehmer 
– darunter fallen auch Handwerker und Bauern. Auch 
wurde es unterlassen, ein Verbraucherinsolvenzverfah-
ren einzuführen – bei natürlichen Personen bleibt es 
so bei der Einzelzwangsvollstreckung.  
 
Anmerkung: Statt vom Justizministerium bezieht Cre-
ditreform Italien die Daten nun vom Handelsregister 
(natürliche Personen als Gesellschafter werden hier 
ebenfalls in der Insolvenzstatistik geführt). 
 
5.4 Spanien 
 
In Spanien sanken die Insolvenzen im Jahresverlauf 
um 2,3 Prozent auf 849 betroffene Unternehmen. Die 

Nur beschränkter Zugang 
zum Insolvenzverfahren 
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Zahl der Insolvenzen in Spanien ist traditionell niedrig 
und kann mit dem Aufkommen in anderen Ländern 
nicht verglichen werden. Das hat sich auch nach der 
Insolvenzrechtsreform aus dem Jahr 2003 nicht verän-
dert. Die spanische GmbH „Sociedad de responsabili-
dad Limitada“ oder kurz: S.L. kann schon mit einem 
Stammkapital von 3.006 Euro gegründet werden. Sol-
che Gesellschaften werden in der Regel nicht durch 
ein Insolvenzverfahren aufgelöst, sondern die Ge-
schäftsräume werden einfach verlassen, die Telefone 
abgemeldet und die Gesellschafter wenden sich ohne 
weiteres neuen Aufgaben zu.  
 
Dennoch spiegelt die Abnahme der Insolvenzzahlen 
die gute Konjunktur des Mittelmeerstaates wider: Die 
spanische Wirtschaft wächst mit 3,4 Prozent weiterhin 
deutlich über dem EU-Durchschnitt. Hauptmotoren des 
Wachstums sind der private Konsum und die Bauwirt-
schaft – angetrieben durch steigende Löhne, niedrige 
Realzinssätze und massive öffentliche Investitionen in 
die Infrastruktur des Landes. Der Beitrag der Außen-
wirtschaft zum BIP ist dagegen negativ, da die spani-
schen Exporte weit hinter den Importen zurückbleiben. 
 
Tab. 13: Unternehmensinsolvenzen in Spanien 

 

g 2006 2005 Veränder. in % 

 849 869 - 2,3 

 
Nach dem Konkursgesetz in Spanien wird im Falle 
einer Insolvenz entweder ein Vergleich zwischen dem 
Schuldner und seinen nicht bevorrechtigten Gläubigern 
geschlossen, der maximal 50 Prozent der aufgelaufe-
nen Schulden erlässt bzw. eine Stundung für längstens 
fünf Jahre vorsieht, oder das Unternehmen wird liqui-
diert.  
 
5.5 Frankreich 
 
Anders als in den Jahren zuvor, sinken die Insolvenzen 
auch in Frankreich und liegen mit 38.369 Fällen wieder 
auf dem Stand von 2003. Ob dieser Trend allerdings 
das nächste Jahr anhalten wird, erscheint fraglich, hat 
doch Frankreich nach einem guten ersten Halbjahr 
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2006 im dritten Quartal überraschend ein Nullwachs-
tum hingelegt. Grund für diese Wachstumsschwäche 
ist nach Einschätzung nahezu aller Ökonomen, dass 
die französische Industrie auf den Weltmärkten immer 
weniger mithalten kann. Einziger Lichtblick der franzö-
sischen Wirtschaft ist die Konsumfreude der Franzo-
sen – ohne sie wäre Frankreichs Wirtschaft im dritten 
Quartal geschrumpft. Dennoch: „Die Lage der franzö-
sischen Wirtschaft bleibt prekär“, urteilt Marc Touati 
von der Bank Natexis. „Sie ist definitiv nicht fähig, dau-
erhaft mit einem Jahresrhythmus von mehr als zwei 
Prozent zu wachsen“. Sie wächst nicht, weil Frankreich 
der – in Deutschland vorhandene – innovationsstarke 
industrielle Mittelstand fehlt. Es gibt entweder sehr 
kleine oder ganz große Unternehmen. Wachstumshin-
dernisse sind vor allem hohe Arbeitgeber-
Sozialbeiträge, die Vermögenssteuer, das rigide Ar-
beitsrecht, die überbordende Bürokratie und die Finan-
zierungsprobleme kleiner Unternehmen. Zudem müs-
sen Unternehmen ab zehn Beschäftigten einen Be-
triebsrat zulassen. „Deshalb belassen es sehr viele bei 
neun Mitarbeitern und wachsen nicht weiter“, erklärt 
Patrick Artus, der eine Regierungsstudie über die 
Wettbewerbsfähigkeit der französischen Industrie ver-
fasst hat.  
 
Tab. 14: Unternehmensinsolvenzen in Frankreich 

 

g 2006 2005 Veränder. in % 

 38.369 41.930 - 8,5 

 
Schlagzeilen machte im vergangenen Jahr vor allem 
die Insolvenz des Eurotunnels, der Großbritannien mit 
dem französischen Festland verbindet und dessen 
Betreiber Anfang August Gläubigerschutz nach der 
französischen Variante des Chapter 11 beantragten. 
Eurotunnel droht unter der Last seiner 9,1 Mrd. Euro 
Schulden zusammenzubrechen. Seit Monaten wird mit 
den verschiedenen Gläubigerkreisen um ein Umschul-
dungsabkommen gerungen. An sich ist der Eurotunnel 
durchaus profitabel, rechnet man die immensen Fi-
nanzlasten aus der Bilanz.  
 
 

Insolvenzen rückläufig bei 
Stagnieren der Wirtschaft 
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6 EU-Osterweiterung: Neue Mitgliedsländer 
 
Die neuen EU-Mitglieder aus Mittel- und Osteuropa 
bauen ihren Anteil am europäischen Handel systema-
tisch aus. Inzwischen erzielen sie jährlich zweistellige 
Zuwachsraten im Außenhandel. Das Wiener Institut für 
Internationale Wirtschaftsvergleiche (WIIW) erwartet 
für 2006 eine Zunahme des realen Bruttoinlandspro-
dukts aller acht neuen EU-Staaten von 5,2 Prozent, 
nach 4,7 Prozent in 2005.  
 
Die anhaltend gute Konjunktur sorge dem WIIW zufol-
ge endlich auch für eine leichte Entspannung am Ar-
beitsmarkt. Nach einer durchschnittlichen Arbeitslo-
senquote von 13,5 Prozent im Jahr 2005 werde sie in 
2006 auf 13,1 Prozent fallen. 
 
Tab. 15: Unternehmensinsolvenzen in Osteuropa 

 

g 2006 2005 2004 Veränderung 
2005/06 

in Prozent 
Estland 461 450 436 + 2,4 

Lettland 730 746 1.217 - 2,1 

Litauen 808 773 708 + 4,5 

Polen 740 798 1.147 - 7,3 

Slowakei 2.150 2.200 2.300 - 2,3 

Slowenien 1.246 1.383 1.684 - 9,9 

Tschechien 4.100 3.882 3.643 + 5,6 

Ungarn 9.447 7.983 7.804 + 18,3 

Gesamt 19.682 18.215 18.939 + 8,1 

 
Anders als in Westeuropa steigt die Zahl der Insolven-
zen in Mittel- und Osteuropa insgesamt  an. Mussten 
im vergangenen Jahr 18.215 Unternehmen aus den 
neuen EU-Mitgliedstaaten Konkurs anmelden, sind es 
aktuell schon 19.682, was einem Anstieg von 8,1 Pro-
zent entspricht. Den größten Anteil am Insolvenzge-
schehen, aber auch den größten Zuwachs, verzeichnet 
Ungarn mit insgesamt 9.447 Insolvenzen und einem 
Anstieg um 18,3 Prozent. Sorge bereitet Wirtschafts- 
und Finanzkreisen das chronisch hohe Zwillingsdefizit 
in Leistungsbilanz und Staatshaushalt in Ungarn. Wäh-
rend sich die Staatshaushalte in den anderen neuen 

g 

Gründerstimmung sorgt für 
mehr Insolvenzen 
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EU-Staaten verbessert haben, wird Ungarn 2006 er-
neut deutlich über dem Maastricht-Kriterium liegen, 
das die Neuverschuldung auf drei Prozent des BIP 
begrenzt. Hinzu kommt, dass die Arbeitslosenrate in 
Ungarn bis Ende des 2. Quartals 2006 von 7,2 auf 7,6 
Prozent anstieg. Die Beschäftigungsquote liegt bei 
etwa 57 Prozent. Insbesondere der Nordosten des 
Landes ist der soziale Brennpunkt mit hoher Arbeitslo-
sigkeit und schwacher Infrastruktur. Am 11. Juli  2006 
hat die ungarische Regierung ein umfassendes Paket 
von Steuer- und Abgabenerhöhungen beschlossen – 
bleibt zu hoffen, dass dieses Sparpaket ausreicht, um 
das Vertrauen in die ungarische Finanzpolitik wieder 
herzustellen.  
 
Ebenfalls steigende Insolvenzen melden die Länder 
Tschechien mit einem Plus von 5,6 Prozent auf 4.100 
betroffene Unternehmen sowie die beiden Baltikum-
staaten Litauen (plus 4,5 Prozent auf 808 Insolvenzen) 
und Estland (plus 2,4 Prozent auf 461 Insolvenzen). 
 
Den größten Rückgang bei den Unternehmensinsol-
venzen verzeichnet Slowenien. Um 9,9 Prozent auf 
1.246 betroffene Betriebe sank die Zahl im Jahresver-
lauf ab. Die gesamte Wirtschaftspolitik in Slowenien 
war auf die Euro-Einführung zum 01.01.2007 ausge-
richtet. Dies wird von einem breiten gesellschaftlichen 
Konsens getragen, da im exportorientierten Slowenien 
die wirtschaftlichen Vorzüge der Zugehörigkeit zum 
Eurogebiet klar auf der Hand liegen. Nationalbank und 
Finanzministerium haben frühzeitig alle erforderlichen 
Weichenstellungen vorgenommen. Sloweniens Wirt-
schaftswachstum hat im Jahr 2005 mit 3,9 Prozent die 
Erwartungen weit übertroffen, getragen vor allem von 
dem erheblichen Anstieg der Exporte. Das Pro-Kopf-
Einkommen (13.103 Euro) liegt, in Kaufkraftparitäten 
ausgedrückt, über dem von Portugal und Griechen-
land. Dank restriktiver Finanzpolitik beläuft sich das 
Haushaltsdefizit derzeit auf 1,29%. Für die nächsten 
Jahre ist ein leichter Anstieg geplant, dennoch erfüllt 
Slowenien hier wie auch bei der öffentlichen Verschul-
dung, die sich auf 29 Prozent des Bruttosozialprodukts 
beläuft, die Maastrichter Konvergenzkriterien. 
 

Solide Situation in Slowenien 



 
 
Insolvenzen in Europa, Jahr 2006/07 27

Tab. 16: Insolvenzquoten in den einzelnen osteuropäischen 
 Ländern 
 

g Insolvenzen je 10.000 
Unternehmen 

Polen 2 

Tschechien 51 

Lettland 61 

Ungarn 73 

Slowakei 77 

Litauen 127 

Estland 136 

Slowenien 136 

Gesamt 32 

 
Polen nimmt in Sachen Insolvenzquote die Rolle des 
„Spaniens des Ostens“ ein. 2 Insolvenzen pro 10.000 
aktive Unternehmen ist eine völlig unglaubwürdige 
Quote und kennzeichnet die unzureichende Regelung 
des gesetzlichen Marktaustrittes. Slowenien und Est-
land liegen mit einer Quote von 136 in etwa auf dem 
Niveau der Schweiz (135), Lettland (61) hat in etwa die 
gleiche Insolvenzquote wie Norwegen (60) und Ungarn 
(73) und die Slowakei (77) liegen etwas über dem Ni-
veau von Großbritannien (69), was die Zahl der Insol-
venzen im Verhältnis zur Zahl der Unternehmen be-
trifft. Im Durchschnitt aller Länder liegt die Insolvenz-
quote in Mittel- und Osteuropa mit 32 Insolvenzen pro 
10.000 Unternehmen nur halb so hoch wie in Westeu-
ropa (65).  
 
7 Insolvenzen in Japan und den USA 
7.1 Japan 
 
Ähnlich wie in Deutschland und den USA, sinken auch 
in Japan die Unternehmensinsolvenzen im Jahr 2006 
im Vergleich zum Vorjahr deutlich um 16,8 Prozent  auf 
7.905 betroffene Unternehmen ab, was einer Insol-
venzquote von 12 (Insolvenzen je 10.000 Unterneh-
men) entspricht. 
 
Die anhaltend hohe Deflation in der weltweit zweitgröß-
ten Volkswirtschaft hatte in den vergangenen Jahren 
die Zinssteuerung außer Kraft gesetzt. Fünf Monate, 

g 
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nachdem die Bank of Japan (BOJ) die Zinspolitik über-
haupt wieder zu ihrem geldpolitischen Instrument er-
klärt hatte, erhöhte die nach der Bilanzsumme welt-
größte Bankengruppe Mitsubishi UFJ Financial Group 
ihre Prime Rate für kurzfristige Verbindlichkeiten im 
August auf 1,6 Prozent. Das war die erste Anhebung 
seit sechs Jahren.  
 
In Fachkreisen mehrten sich zuvor die Sorgen vor ei-
ner Überhitzung der Wirtschaft, unter anderem durch 
zu hohe Firmeninvestitionen. Nach Angaben der „Tan-
kan“-Umfrage der Notenbank wollten die Großunter-
nehmen ihre Investitionen im bis Ende März 2006 lau-
fenden Fiskaljahr um 11,6 Prozent steigern. Drei Mo-
nate zuvor lagen die Pläne noch bei unter 3,0 Prozent. 
Japanische Unternehmen zeigen sich damit so investi-
tionsfreudig wie seit anderthalb Jahrzehnten nicht 
mehr.  
 
Tab. 17: Unternehmensinsolvenzen in Japan 

 

g 2006 2005 Veränder. in % 

 7.905 9.498 -16,8 

 
Im Juni des vergangenen Jahres – also vor der Zinser-
höhung – stieg die Kreditvergabe der japanischen 
Banken so stark wie seit einem Jahrzehnt nicht mehr. 
Vor allem Kleinunternehmen bekommen wieder mehr 
Kredite von Banken. Damit nahmen auch die Investiti-
onen der Kleinunternehmen zu, urteilt etwa Analyst 
Richard Jerram von der australischen Investmentbank 
Macquarie. Gerade die kleinen Unternehmen konnten 
sich mit billigem Geld stabilisieren wie die jüngste In-
solvenzentwicklung zeigt. Ob die Zinserhöhung negati-
ve Auswirkungen auf die Zahl der Insolvenzen hat, 
wird erst im nächsten Jahr zu beurteilen sein.    
 
7.2 USA 
 
Die Zahl der Gesamtinsolvenzen in den USA sank im 
Vergleich zum Vorjahr um deutliche 71,5 Prozent. 
Während das Jahr 2005 einen traurigen Negativrekord 
bereithielt – erstmals in der Geschichte der USA war 
die Zahl der Privatinsolvenzen über die Zwei-Millionen-

Insolvenzen steigen mit  
den Zinsen? 
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Marke geklettert –, markiert 2006 eine neue Bestleis-
tung: Seit 1985 gab es nicht mehr so wenige Insolven-
zen in den USA. Insgesamt wurden 591.667 Fälle den 
Gerichten gemeldet. Davon fielen lediglich 18.971 auf 
Unternehmen (minus 51,6 Prozent) und 572.696 auf 
Privatpersonen (minus 71,9 Prozent), welche mithilfe 
der bekannten Chapter 7, 11 und 13 einen fresh-start 
anstreben. Die Insolvenzquote (Insolvenzen je 10.000 
Unternehmen) im Jahr 2006 in den USA beträgt 32 
(nur Unternehmen) bzw. 10 (Unternehmen und Klein-
gewerbetreibende). 
 
Tab. 18: Insolvenzen in den USA 

 

g 2006 2005 Veränder. in %

Gesamt 591.667 2.078.415 - 71,5 

Unternehmen   18.971      39.201 - 51,6 

Privatpersonen 572.696 2.039.214 - 71,9 

 
Maßgeblich verantwortlich für diesen rapiden Rück-
gang ist die Einführung des „Bankruptcy Abuse Pre-
vention & Consumer Protection Act“ zum 17. Oktober 
2005. Diese umfassende Reform des amerikanischen 
Insolvenzrechts zwingt Unternehmen, früher Sanie-
rungsentscheidungen zu treffen und mehr Verbindlich-
keiten zu bedienen, Privatpersonen müssen sich einen 
strengeren Blick auf ihre finanziellen Verhältnisse ge-
fallen lassen. Der Einfluss der Gläubiger, Zulieferer 
und Vermieter wurde gestärkt und auch nach Betrugs-
fällen wird aggressiver Ausschau gehalten.  
 
Nach altem Recht hatte der Schuldner quasi unbe-
grenzt Zeit, einen Sanierungsplan vorzulegen, und den 
Führungskräften des angeschlagenen Unternehmens 
wurden teilweise großzügige Boni bezahlt, um sie für 
die Restrukturierungsbemühungen „bei der Stange“ zu 
halten (pay-to-stay-bonus). Pächter konnten sich bis zu 
einem Jahr lang Zeit lassen, um sich zu entscheiden, 
welche Standorte geschlossen werden sollten und Lie-
feranten, die vor Eintritt der Insolvenz ein Unterneh-
men belieferten, besaßen nur sehr begrenzte Möglich-
keiten, an ihr Geld zu gelangen.  
 

Rechtlicher Einschnitt 
bremst den Anstieg 
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Nach neuem Recht muss der Schuldner innerhalb ei-
nes Zeitraumes von 18 Monaten einen Sanierungsplan 
vorlegen, andernfalls können die Gläubiger über den 
Plan bestimmen. Pächter müssen sich innerhalb von 
210 Tagen entscheiden, ob sie einen Mietvertrag auf-
lösen oder weiterführen wollen, und das so genannte 
„Bleibegeld“ für Führungskräfte wurde eingeschränkt 
und darf auch nur bezahlt werden, wenn nachgewie-
sen wird, dass die in Rede stehende Person andere, 
gleich gut dotierte Jobangebote hat. Lieferanten, die 
bis 20 Tage vor dem Konkursfall geliefert haben, müs-
sen voll bezahlt werden oder ihre Waren zurück erhal-
ten.  
 
Auch nach der Reform bleibt das amerikanische Insol-
venzrecht im internationalen Vergleich ein recht groß-
zügiges Modell. Dennoch hat die Ankündigung der 
Gesetzesänderung zu einer wahren Flut von Anträgen 
kurz vor dem Stichtag geführt. Darunter auch so pro-
minente Namen wie Northwest Airlines und Delta. Die 
Zahl der Verbraucherinsolvenzen legte – je nach Regi-
on – um 10, 20 oder sogar 50 Prozent zu. Die Unter-
nehmensinsolvenzanträge stiegen um zuletzt elf Pro-
zent an. Dies erklärt, warum 2005 einen Negativrekord 
in Sachen Insolvenzen markiert und in 2006 deutlich 
rückläufige Tendenzen zu beobachten sind. 
 
Über die Schuldfrage der zuletzt enorm hohen 
Verbraucherinsolvenzen streiten die Gelehrten: Kredit-
kartenfirmen und Banken verlangen nach noch restrik-
tiveren Gesetzen zum Schutz vor Forderungsausfällen, 
andere – wie etwa die Juristin Elizabeth Warren von 
der Harvard Universität – machen eben die großzügige 
Kreditvergabepraxis der Banken für die Misere verant-
wortlich. 
 
8 Zusammenfassung 
 
Die Zahl der Unternehmensinsolvenzen in den EU-
Staaten plus Norwegen und der Schweiz ist das zweite 
Mal in Folge rückläufig. Um 8,5 Prozent sank das In-
solvenzaufkommen auf aktuell 141.448 betroffene Un-
ternehmen (Vorjahr. 154.510). Nur noch drei der be-
trachteten 17 Länder weisen noch Zuwächse bei den 

g 
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Insolvenzen auf: Den größten Anstieg meldet Finnland 
mit einem Plus von 3,2 Prozent auf 2.350 betroffene 
Betriebe. Portugal verzeichnet eine Zunahme von 3,0 
Prozent auf 3.400 Insolvenzen und Großbritannien 
folgt auf Platz drei mit einem Plus von 2,3 Prozent auf 
13.777 Unternehmenskonkurse (Vorjahr: 13.462).  
 
Der deutlichste Rückgang der Unternehmensinsolven-
zen kommt aus Dänemark. Um 20,4 Prozent reduzierte 
das kleine Königreich sein Insolvenzaufkommen auf 
jetzt knapp 2.000 Fälle (Vorjahr: 2.497). Das entspricht 
in etwa dem Insolvenzaufkommen der Stadt Köln ins-
gesamt (1.800 Fälle im Jahr 2006). Sodann folgt be-
reits Deutschland mit einem Rückgang der Unterneh-
menspleiten um 15,1 Prozent. Insgesamt 31.300 Un-
ternehmen mussten im vergangenen Jahr den Gang 
zum Insolvenzgericht antreten – in 2005 waren es 
noch 36.850. Einen deutlichen Rückgang der Konkurse 
verzeichnet ebenfalls Norwegen: Um 12,0 Prozent 
sank der Anteil der von einer Insolvenz betroffenen 
Unternehmen im Jahresverlauf auf 1.913 Betriebe ab 
(Vorjahr: 2.175).  
 
Setzt man die Zahl der Unternehmen eines Landes ins 
Verhältnis zur Zahl der Insolvenzen, erhält man die 
Insolvenzquote. Die höchste relative Insolvenzbetrof-
fenheit weisen die Länder Luxemburg (239 Insolven-
zen pro 10.000 existente Unternehmen), Österreich 
(190) und Frankreich (149) auf. Traditionell die ge-
ringste Insolvenzquote hat Spanien mit aktuell 3 Insol-
venzen pro 10.000 Unternehmen, was aber weniger an 
der florierenden Wirtschaft als vielmehr am Versagen 
der Insolvenzgesetzgebung für kleine und mittlere Un-
ternehmen liegt. Dasselbe gilt im Prinzip für die Mittel-
meeranrainer Griechenland (7), Italien (26) und Portu-
gal (27), die allesamt mit einer extrem niedrigen relati-
ven Insolvenzbetroffenheit aufwarten. Die Insolvenz-
quote der EU-17 Staaten insgesamt sank im Jahres-
verlauf von ehemals 77 auf 65 ab.  
 
Während sich die Zahl der Unternehmensinsolvenzen 
im Jahr 2006 rückläufig entwickelte, nahmen die Pri-
vatpersoneninsolvenzen in den betrachteten Ländern 
Deutschland, Großbritannien, den Niederlanden, Nor-
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wegen, Österreich, Schweden und der Schweiz insge-
samt um deutliche 30,7 Prozent auf 256.841 betroffene 
Personen zu. Großbritannien liegt mit einem Anstieg 
um 47,2 Prozent auf 116.929 Verbraucherinsolvenzen 
an der Spitze. Auf Platz zwei folgt wiederum Deutsch-
land mit einer Zunahme von 22,1 Prozent auf 121.800 
betroffene Verbraucher, gefolgt von Österreich mit ei-
nem Plus von 17,3 Prozent auf 7.583 Privatpersonen-
insolvenzen. Gegen diesen Trend stemmen sich nur 
Norwegen mit einer deutlich rückläufigen Verbraucher-
insolvenzentwicklung von minus 24,7 Prozent auf 
1.077 Betroffene, Schweden mit einem Rückgang um 
15,4 Prozent auf 385 Personen und die Niederlande 
mit einem Minus von 2,5 Prozent auf 3.227.  
 
Auch bei der relativen Insolvenzbetroffenheit (Einwoh-
nerzahl im Verhältnis zu den Privatpersoneninsolven-
zen) befindet sich Deutschland mit einer Quote von 15 
Insolvenzen pro 10.000 Einwohner im EU-Vergleich 
auf dem zweithöchsten Platz – getoppt nur von Groß-
britannien mit einer Insolvenzquote von 20. Die ge-
ringste relative Insolvenzbetroffenheit weisen die Län-
der Schweden (0,4), die Niederlande (2) und Norwe-
gen (2) auf.  
 
Das Zahlungsverhalten hat sich in den meisten be-
trachteten Ländern leicht verbessert. Nach wie vor 
warten die italienischen Unternehmer am längsten auf 
ihr Geld. Zahlungseingänge erreichen hier nach durch-
schnittlich 90 Tagen (Vorjahr: 89) ihren Empfänger. In 
Schweden zahlt man am schnellsten – innerhalb von 
37 Tagen (Vorjahr: 37) ist die Forderung beglichen. Die 
Zahl der insolvenzbedingten Arbeitsplatzverluste nahm 
parallel zur Zahl der Unternehmensinsolvenzen ab. 
Verloren im Jahr 2005 noch 1,5 Millionen Arbeiter und 
Angestellte ihren Job, weil ihr Arbeitgeber Insolvenz 
anmelden musste, sind es aktuell nur noch 1,4 Millio-
nen.  
 
Den größten Anteil am Insolvenzgeschehen hat mit 
35,3 Prozent (Vorjahr: 36,1 Prozent) das Dienstleis-
tungsgewerbe, gefolgt vom Handel mit 33,4 Prozent 
(Vorjahr: 33,2 Prozent). Gut jede fünfte Insolvenz 
kommt aus dem Bau (22,2 Prozent; Vorjahr: 20,2 Pro-
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zent) und noch nicht einmal jede zehnte aus dem Ver-
arbeitenden Gewerbe (9,1 Prozent; Vorjahr: 10,5 Pro-
zent).  
 
Die Zahl der Unternehmensinsolvenzen in Osteuropa 
ist im Jahresverlauf um 8,1 Prozent auf 19.682 betrof-
fene Betriebe angestiegen (Vorjahr: 18.215). Den deut-
lichsten Zuwachs verzeichnete Ungarn mit einem Plus 
von 18,3 Prozent auf 9.447 Insolvenzen (Vorjahr: 
7.983). Den größten Rückgang meldet Slowenien – 
hier sanken die Insolvenzen um 9,9 Prozent auf 1.246 
Betriebe (Vorjahr: 1.383). Polen nimmt in Sachen In-
solvenzquote die Rolle des „Spaniens des Ostens“ ein. 
Lediglich 2 Insolvenzen pro 10.000 aktive Unterneh-
men sind eine völlig unglaubwürdige Quote und spre-
chen für ein nicht funktionierendes Insolvenzrecht. Die 
größte relative Insolvenzbetroffenheit weisen Slowe-
nien und Estland mit jeweils 136 Insolvenzen pro 
10.000 Unternehmen auf. 
 
In Japan nahm die Zahl der Unternehmensinsolvenzen 
im Verlauf des Jahres 2006 von ehemals 9.498  Fällen 
auf aktuell 7.905 Fälle ab. Die USA verzeichnen so-
wohl bei Unternehmens- als auch bei den Privatperso-
neninsolvenzen deutliche Rückgänge, was an der Ein-
führung der strengeren Konkursregelungen zum 17. 
Oktober 2005 liegt. Zuvor war es zu einem wahren 
Ansturm auf die Gerichte gekommen. Im Jahr 2006 
meldeten 18.971 Unternehmen den Gerichten ihren 
wirtschaftlichen Exitus, was einem Rückgang von 51,6 
Prozent entspricht (Vorjahr: 39.201). Bei den Privat-
personen beantragten im Jahr 2006 572.696 die Rest-
schuldbefreiung. 2005 waren es noch 2.039.214 – das 
entspricht einem enormen Rückgang von 71,9 Prozent.  
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Deutsch-Amerikanische Handelskammer, New York 
Deutsche Industrie- und Handelskammer, Japan 
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atradius, Protecting your credit sales, div. Ausgaben 
Centro Studi Confindustria, Rom 
Creditinform, Oslo 
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Creditreform Schweiz, St. Gallen 
EuroCommerce, Brüssel 
FEBIS Federation of Business Information Services, Amsterdam 
FINSKA Suomen Asiakastieto Oy, Helsinki 
Gerling Namur, Namur 
Graydon Belgium N.V., Antwerpen 
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Graydon NL, Amsterdam 
Graydon UK 
ICAP, Griechenland 
Intrum Justitia BV, Amsterdam 
Experian Ireland Ltd., Dublin 
Koebmandstanden, Kopenhagen 
KSV Kreditschutzverband von 1870, Wien 
Marsh, München 
Moody’s, Frankfurt/Main 
OR Telematique, Paris 
SCRL Observatoire des Entreprise 
Society of Practitioners of Insolvency 
Standard and Poor’s, Frankfurt/Main 
UC AB, Stockholm 
 
Wirtschaftsinformationsstellen 
 
Auswärtiges Amt, Länderberichte 
Banco Bilbao v. Vizcava, Spain 
Banque Nationale de Belgique NBB, Bruxelles 
BDI, Bundesverband der deutschen Industrie, Köln 
BfAi Bundesstelle für Außenhandelsinformationen, Köln 
BGA, Bundesverband des deutschen Groß- und Außenhandels, Berlin 
BHF-Bank 
Bronnoysundregistrene, Bronnoysund, Norwegen 
Bundesanstalt für Arbeit, Nürnberg 
Bundesministerium für Finanzen 
Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit 
Centre d`Observation (COE), Paris 
Chambre de Commerce, Luxembourg 
Department of Trade and Industry, London 
DIHK, Deutscher Industrie- und Handelskammertag, Berlin 
DIW Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung, Berlin 
EWIS, Top-Infos für die Wirtschaft, div. Länder, Koblenz 
Institut der deutschen Wirtschaft e. V., Köln 
Konjunkturforschungsstelle Eidgenössische Technische Hochschule Zürich, Zürich 
Kreditanstalt für Wiederaufbau, Frankfurt/Main 
Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD), Paris  
The Insolvency Service, London 
The World Bank Group, Paris 
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